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Antragsteller*in: Martin Metz (KV Rhein-Sieg)

Änderungsantrag zu PB.L-01

Von Zeile 407 bis 410:
entscheidend. Unser Ziel ist die Vision Zero, d. h. keine Toten und Schwerverletzten mehr im

Straßenverkehr. Wir wollen Kommunen ermöglichen, in geschlossenen Ortschaften das Regel-

Ausnahme-Verhältnis beim Tempolimit umzukehrenumkehren, sodass eine Regelgeschwindigeit

von 30 km/h gilt und die Kommunen bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen Tempo 50 km/h

zulassen können. Für die Autobahnen wollen wir ein Sicherheitstempo von 130

Stundenkilometern. Um die vielen Unfälle von Fahrradfahrer*innen 

Begründung

Die Umkehrung der Regelgeschwindigkeit innerorts ist ein gutes Ziel.

Der Vorschlag, dass Kommunen darüber selber entscheiden dürfen, ist allerdings praktisch kaum

umsetzbar bzw. würde zu einem riesigen Schilderwald führen. Wenn in Kommune X eine andere

Regelgeschwindigkeit gilt als in Kommune Y, müsste irgendwann in jeder Stadt bundesweit für

jeden Straßenabschnitt die Geschwindigkeit einzeln ausgeschildert werden. Das ist extrem

problematisch und dürfte auch einen negativen Effekt auf die Sicherheit haben.

Daher empfiehlt sich die weitgehende Forderung nach Umkehr der Regelgeschwindigkeit von 50

km/h auf 30 km/h. Um politischen negative campaigning zu begegnen, sollte allerdings direkt

hinzugefügt werden, dass auf gut ausgebauten Hauptverkehrsstraßen durch die

Straßenverkehrsbehörden weiter Tempo 50 km/h angeordnet werden kann, wenn dies mit

Sicherheits- und Umweltaspekten vereinbar ist. Nur dies wäre dann noch auszuschildern.
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